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Informationsfreiheit: Antrag vom 25. Oktober 2018 an die Stadt Mannheim

Ihr Schreiben vom 28. November 2018 und 22. August 2019 („FragDenStaat.de 

#34218“)

███████████

Sie haben sich bei uns darüber beschwert, dass Ihr Informationsfreiheitsantrag vom 

20. November 2019 von der Stadt Mannheim nicht entsprechend den gesetzlichen 

Vorgaben des Landesinformationsfreiheitsgesetzes (LIFG) bearbeitet worden wäre. 

Sie hatten Zugang zu Präsentationsunterlagen des Sicherheitsdezernenten auf dem 

Fachkongress „Kommunale Ordnung“ in Hamburg 2018 beantragt.

Wir haben die Stadt Mannheim um Stellungnahme gebeten. Die Stadt Mannheim hat 

uns u.a. mitgeteilt, dass Ihnen mit E-Mail vom 21. Januar 2019 an 

m.schulke.n55ss8mczw@fragdenstaat.de die Kosten erläutert worden wären. Wir 

hatten in unserer Rückfrage die Stadt Mannheim gebeten, Ihnen und uns die E-Mai 

vom 21. Januar 2019 erneut zuzusenden. Nach erneuter Mitteilung der Stadt Mann-

heim gehen wir davon aus, dass sich die Stadt Mannheim auf diese E-Mail bezieht: 

https://fragdenstaat.de/anfrage/vollstandiges-befragungsergebnis-der-letzten-

sicherheitsbefragung/#nachricht-126304.

Die Stadt Mannheim hat uns mitgeteilt, dass sie weiterhin an der Gebühr von 5 € 

festhalten möchte. Das Gesetz sieht keine Kostenfreiheit vor, sondern eröffnet info r-



- 2 - 

 

 

mationspflichtigen Stellen die Erhebung von Gebühren und Auslagen als Ausgleich 

für den Aufwand, der durch die Zurverfügungstellung der Informationen entsteht. Wir 

bedauern, Ihnen keine günstigere Mitteilung machen zu können. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

des Landesbeauftragten für den Datenschutz und 

die Informationsfreiheit Baden-Württemberg 


